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Abkiirzungsverzeichnis

BLW Bundesamt fur Landwirtschaft

EU Européische Union

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung
SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SBV Schweizerischer Bauernverband

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

ZHAW Zurcher Hochschule fir Angewandte Wissenschaften

ETHZ Eidgendssische Technische Hochschule Zurich

Swissmem  Verband der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie
EuGH Gerichtshof der Europaischen Union

OFAG Office fédéral de I'agriculture

UE Union européenne

PME petites et moyennes entreprises

uss Union syndicale suisse

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
USAM Union suisse des arts et métiers

USP Union Suisse des Paysans

UPS Union Patronale Suisse

ZHAW Haute école des sciences appliquées de Zurich

EPFZ Ecole polytechnique fédérale de Zirich

Swissmem L'association de I'industrie suisse des machines, des équipements
électriques et des métaux

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.2020
AMANDO AMMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 156.10.2020
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Am 25. September 2020, und damit nur wenige Tage vor der Abstimmung Uber die
Begrenzungsinitiative, veroffentlichte das SRF einen Brief der Sozialpartner an den
Bundesrat aus dem August 2020 und bezeichnete das Rahmenabkommen als «klinisch
tot». In besagtem Brief hielten der SAV, der SGV, der SGB und TravailSuisse die
Ergebnisse ihrer Aussprache zum Rahmenabkommen fest. Die Sozialpartner machten
deutlich, dass das Rahmenabkommen in der gegenwartigen Form nicht unterzeichnet
werden solle und brachten zahlreiche Anderungsforderungen zum Ausdruck. Unter
anderem verlangten sie die Gewahrleistung des autonomen Lohnschutzes (inkl.
Kautionen) und einen Teilausschluss der Unionsburgerrichtlinie, um den Bezug von
Sozialleistungen durch arbeitslose EU-Blrger und -Blrgerinnen zu verhindern. SGV,
SGB und TravailSuisse riefen den Bundesrat dazu auf, ein Rahmenabkommen mit einem
bilateralen Streitschlichtungsmechanismus und dem Ausschluss der vitalen Interessen -
also Lohnschutz, Teile der Unionsburgerrichtlinie und Staatsbeihilfen - zu entwickeln.
Nur der SAV zeigte sich mit der Logik des vorliegenden Entwurfs einverstanden und
forderte einzig eine weitergehende vodlkerrechtliche Absicherung im Bereich der
flankierenden Massnahmen. Gemaéss Angaben aller Beteiligten hatte die Stellungnahme
der Sozialpartner erst nach erfolgter Volksabstimmung bekannt gegeben werden sollen,
berichtete der Tages-Anzeiger. Wenige Stunden nach Veroffentlichung des Briefs
kindigte EU-Ratsprasident Charles Michel auf Twitter an, dass man die
Wettbewerbsbedingungen im EU-Markt von nun an besser durchsetzen werde, auch fur
jene die sich der Union anndhern mochten. Die Sonntagszeitung sah in dieser
Formulierung eine klare Drohung an die Schweiz und beflrchtete, dass die EU die
bestehenden Vertrage nicht mehr aktualisieren wirde, sofern die Schweiz das
Rahmenabkommen nicht endlich abschliesse. SGB-Chef Maillard, der den Brief
mitunterzeichnet hatte, betonte in einem Interview mit der WOZ, dass der vorliegende
Vertragstext bei der Bevolkerung gegen die Gewerkschaften, das Gewerbe, grosse Teile
der CVP, viele Kantone und ehemalige Bundesrate kaum eine Chance hatte. Bei einer
Abstimmung wirde sich nur die SVP profilieren, der man damit ein Geschenk machen
wlrde. Maillard zeigte sich einer Alternatividsung gegentber offen, bei der sich die
Schweiz mittels einer erhdhten finanziellen Beteiligung am EU-Haushalt mehr Zeit fur
die Verhandlungen erkaufen wirde. Ahnliche Vorschlage hatten zuvor auch Alt-
Bundesrat Johann Schneider-Ammann, Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR) und SP-
Président Cédric Wermuth (sp, AG) gemacht.

Hans Hess, Préasident von Swissmem, dusserte in einem NZZ-Interview die Meinung,
dass der Bundesrat das Rahmenabkommen ohne Zustimmung der Gewerkschaften
verabschieden solle, da nur das Volk ein Vetorecht habe und alle Interessengruppen
angehort worden seien. Flr Hess ware es undemokratisch, wenn man dem Volk keine
Chance gabe, Uber das Abkommen abzustimmen, nur weil die Gewerkschaften an ihren
«harten Positionen» festhielten. Der Widerstand der Sozialpartner fihrte in den Tagen
danach auch zu neu entfachter Kritik vonseiten der Parteien. So betonten Petra Gdssi
(fdp, SZ), Cédric Wermuth und Pirmin Bischof (cvp, SO) gegenliber der NZZ allesamt,
dass der Ball nun beim Bundesrat liege. Alle drei erwarteten jedoch «substanzielle
inhaltliche Verbesserungen», die Uber Préazisierungen und unverbindliche
Absichtserklarungen hinausgingen. CVP-Standerat Bischof forderte Verbesserungen in
den souveranitatspolitischen Fragen wie der dynamischen Rechtsibernahme und der
Rolle des EuGH bei der Streitbeilegung, da diese mit dem direktdemokratischen und
foderalistischen System der Schweiz schwer zu vereinbaren seien. Damit stinden die
Chancen auf einen erfolgreichen Vertragsabschluss schlecht, so die NZZ, denn der
Bundesrat habe die Teile des Abkommens, die sich auf Souverénitatsfragen bezogen,
bereits akzeptiert. Wenn die Schweiz auch diesbezlglich Nachverhandlungen fordern
wirde, stiesse das bei der EU kaum auf Versténdnis. '

Bereits Tage bevor der Bundesrat Livia Leu Mitte Oktober 2020 als neue
Chefunterhéndlerin fiir die Verhandlungen mit der EU und damit als Ablésung von
Roberto Balzaretti bestatigte, hatte der Tagesanzeiger von Geriichten berichtet,
wonach ein personeller Umbruch bevorstehe. Auch Le Temps hatte Balzaretti bereits
vor der Ankindigung als vierten Diplomaten bezeichnet, der in seiner Tatigkeit als
Staatssekretéar Uber das Rahmenabkommen mit der EU «gestolpert» sei (nach Yves
Rossier, Pascale Baeriswyl und Jacques de Watteville). In den Medien wurde die
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 21.08.2019
KAREL ZIEHLI

Verabschiedung Balzarettis mit gemischten Geflhlen aufgenommen. Fur die NZZ
deutete der hohe Personalverschleiss auf diesem Posten darauf hin, dass das
eigentliche Problem beim Bundesrat liege, welcher den ehemaligen Aussenminister
Didier Burkhalter zu lange habe gewahren lassen, ohne kritisch nachzufragen. Erst mit
Cassis und Balzaretti war das Institutionelle Abkommen 2018 zu Ende verhandelt
worden, doch der Bundesrat habe damals weder Ja noch Nein dazu gesagt und den
Vertrag stattdessen in eine «improvisierte Konsultation» geschickt. Staatssekretar
Balzaretti habe schliesslich die Debatte versachlicht, indem er sich selbst exponiert und
den Vertrag in der Offentlichkeit verteidigt habe, wiirdigte die NZZ den abtretenden
Chefunterhéandler. Durch dieses klare Bekenntnis sei Balzaretti jedoch fur die
notwendigen Nachverhandlungen vor allem fir die Gewerkschaften nicht mehr
glaubwdirdig genug gewesen. Nichtsdestotrotz vermochte Bundesrat Cassis gegenuber
den Medien nicht Uberzeugend zu begriinden, weshalb dieser personelle Wechsel nun
derart unmittelbar vollzogen werden musste. Hinter der Entlassung vermutete die NZZ
Alt-Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der sich im September 2019 in einem NZZ-
Gastbeitrag offentlich von der 2018 ausgehandelten Version des Rahmenabkommens
distanziert und die Verantwortlichen damit stark unter Druck gesetzt hatte.

Zahlreiche Parlamentsmitglieder ausserten sich in der Folge ausserst positiv Uber
Balzaretti und zweifelten am vom Bundesrat erhofften positiven Effekt eines neuen
Chefunterhandlers. So eruierte Tiana Moser (glp, ZH) gegenliber der AZ das eigentliche
Problem nicht im «guten Unterhéndler» Balzaretti, sondern vielmehr in der mangelnden
Flhrung des Bundesrats. Auch BDP-Prasident Martin Landolt (bdp, GL) glaubte nicht an
die Lésung inhaltlicher Fragen durch personelle Wechsel. Obwohl Livia Leu von allen
Seiten her sehr viel Pragmatismus attestiert wurde, schien die Erwartungshaltung
angesichts der verharteten Fronten zwischen der EU und den inlandischen Gegnern des
Abkommens gering zu sein. Die AZ zitierte tags darauf auch noch Andreas Schwab, der
die Schweiz-Delegation im EU-Parlament leitet, der dazu lapidar meinte, dass so viele
Auswechslungen im Fussball nicht erlaubt wéren. Auch die EU-Kommission nahm die
Ernennung zur Kenntnis. Ihr Sprecher forderte von der Schweiz aber «konkrete Schritte
Richtung Unterzeichnung und Ratifizierung des Rahmenabkommens ohne
Verzoégerung», wie die AZ berichtete. ?

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Suite a la consultation concernant la Politique agricole 22+, le Conseil fédéral a
mandaté le DEFR qui devra rédiger un message a I'attention du Parlement d'ici 4 début
2020. Celui-ci s'appuiera sur l'avant-projet mis en consultation, ainsi que sur les
retours apportés lors de la procédure de consultation par les acteurs concernés. Le
ministre nouvellement en charge de I'agriculture, Guy Parmelin, a présenté les aspects
principaux du développement de la politique agricole apres 2022. La NZZ les résume
ainsi: «weniger Markt, dafiir etwas mehr Verbindlichkeit bei der Okologie.» En effet, le
précédent ministre, Johann Schneider-Ammann, avait prévu de supprimer certains
mécanismes de protection douaniere afin de faire baisser le prix des denrées
alimentaires. Ces mesures ne figurent donc plus dans la nouvelle mouture. Le journal
alémanique précise pourtant que celles-ci - évaluées a CHF 65 millions - profitent,
avant tout, aux intermédiaires et non aux paysan.ne.s.

Le Conseil fédéral a également pris en compte les deux initiatives s'attaquant aux
pesticides (I'initiative pour une Suisse sans pesticides de synthése et I'initiative pour
une eau potable propre et une alimentation saine) en fixant des objectifs contraignants
de réduction des excédents de phosphore et d'azote et en planifiant des mesures pour
faire baisser la pollution des cours d'eau due aux pesticides.

Dans I'ensemble, I'USP s'est montrée satisfaite, son directeur, Jacques Bourgeois (plr,
FR) se félicitant du maintien du crédit-cadre de CHF 13,915 milliards pour les années
2022 a 2025, des mesures de réduction de [|'utilisation des pesticides ainsi que des
mesures de soutien au marché. Il a toutefois critiqué le manque d'action du
gouvernement quant a la simplification du travail administratif auquel les paysan.ne.s
doivent se soumettre.

Lors de la procédure de consultation, I'USP, d'autres organisations agricoles, et 'UDC
s'étaient opposées a la proposition du Conseil fédéral de faciliter I'acces a la propriété
paysanne, notamment pour les coopératives et les personnes ne provenant pas d'une
lignée paysanne. Le Conseil fédéral y a donc renoncé au grand dam des partis de
gauche quiy étaient fortement favorables.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.2019
MARC BUHLMANN

L'une des mesures phares de cette nouvelle version, dont I'impulsion vient d'une
motion déposée par le député Bourgeois, est le soutien aux agricultrices et agriculteurs
en cas de dégats dans les cultures dus aux risques naturels (gel, sécheresse, etc.). Ce
soutien se fera par le biais d'une participation financiere de la Confédération aux
primes d'assurance contre les intempéries. L'OFAG a réalisé une étude sur la question,
et propose ainsi que 30 pour cent du prix des primes soient pris en charge par la
Confédération, tout en notifiant la nécessité d'un organe de contrdle qui garantirait
que les assureurs n'augmentent pas de maniére excessive les primes. En effet, ils
pourraient, par ce biais, profiter de maniere abusive de la manne fédérale. L'Union
maraichére suisse s'est montrée, elle, sceptique, redoutant une dépendance accrue a
|'Etat. Robert Finger, Professeur & I'EPFZ, souligne, lui, que ce genre de subventions
pourrait constituer un frein a l'innovation, les paysan.ne.s entreprenant moins pour
sauver leurs cultures si I'Etat est la pour assurer leurs arriéres. La NZZ a rendu son
lectorat attentif a I'influence qu'a potentiellement joué le réassureur Swiss-Re dans
cette question: d'une part, I'actuel responsable de la section paiement direct au sein
de I'OFAG y a travaillé, et d'autre part, I'étude présentée par ce méme office a été
redigée par un autre ancien collaborateur du réassureur, qui s'est également spécialisé
dans le secteur agricole.

Markus Ritter (pdc, SG), au nom de I'USP a, lui, salué cette mesure, rappelant que la
sécheresse de 2018 a fortement touché les récoltes de fourrage. A I'époque déja, le
président de I'USP avait appelé a la création d'un tel soutien. La PA 22+ sera également
composée d'un volet de lutte contre les changements climatiques, le Conseil fédéral
ayant fixé un objectif de réduction des émissions de CO2 de 20 a 25% d'ici a 2030 en
comparaison a 1990. L'Alliance climatique suisse a toutefois critiqué I'absence de
mesures concrétes allant en ce sens. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Linke und 6kologische Parteien

An ihrer ersten Delegiertenversammlung nach den eidgendssischen Wahlen 2019
feierte die Griine Partei in Bern vor allem ihre grossen Wahlerfolge. Noch nie habe eine
Partei derart zugelegt wie die Grinen. Mit durchschnittlich 46 Jahren seien die Griinen
die jungste Fraktion und der Frauenanteil betrage 61 Prozent, so die Medienmitteilung
nach der Versammlung. In ihrer Rede dankte die Présidentin Regula Rytz (gp, BE) allen
Anwesenden flr das «Uberwaéltigende Ergebnis», das nur dank grosser Vorarbeit und
guter Kampagne moglich gewesen sei. Die Erfolge wirden aber auch hohe Erwartungen
fur die neue Legislatur wecken. Ziel misse eine «umweltvertraglichere» und
«gerechtere» Politik sein, forderte Fraktionsprasident Balthasar Glattli (gp, ZH) in
seinem Votum. Hierzu misse man mit der SP und der Mitte Blndnisse finden. Der
Rickenwind werde helfen, einen «sozialen und mehrheitsfahigen Klimaschutz»
umzusetzen. Mit neuer «Ernsthaftigkeit», die laut Tages-Anzeiger die Partei erfasst
habe, forderte die Prasidentin schliesslich einen griinen Bundesratssitz und eine neue
Zauberformel. Entschieden wurde hierzu an der Versammlung freilich noch nichts. Das
«neue Selbstverstandnis», das die NZZ der Partei attestierte, liess die Prasidentin aber
zur These verleiten, dass die Grinen wohl eher einen Regierungssitz erobert hatten,
wenn Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard auf Ende Legislatur und nicht
«taktisch» zurlickgetreten wéren. Rytz forderte ein Gesetz gegen Rucktritte wéhrend
der Legislatur. Die neue «Volkspartei mit Bewegungscharakter» wie Regula Rytz das
neue Selbstverstandnis laut NZZ umschrieb, nutzte die Delegiertenversammlung
schliesslich auch noch flr die Parolenfassung fur die Abstimmungen vom 9. Februar
2020: Einstimmig (1 Enthaltung) empfahlen die Abgeordneten ein Ja zur Volksinitiative
«Fiir mehr bezahlbare Wohnungen» sowie ein Ja zur Anderung des Strafgesetzbuches
(«Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung»). *
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.08.2020
MATHIAS BUCHWALDER

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Martin Hirzel succéde a Hans Hess a la téte de Swissmem a partir du ler janvier 2021.
Hess a été président de I'association faitiere des PME et des grandes entreprises de
I'industrie suisse des machines, des équipements électriques et des métaux (industrie
MEM) durant 10 ans, prenant la suite de |'ex-conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann. Hirzel a pour mission de continuer sur la lancée de son prédécesseur, qui a
vu, au cours de son mandat, le nombre d'entreprises membres passer de 950 a 1200.

Le secteur traverse néanmoins une période mouvementée, due a la crise du Covid-19.
Pourtant, selon la Neue Ziurcher Zeitung, le nouveau président a les compétences et
|'expérience nécessaires pour faire face a ces difficultés et permettre a la branche de
se relever sans trop de dommages. Il a mené sa carriére dans I'industrie durant plus de
deux décennies, en étant notamment plusieurs années en poste dans les villes de Sao
Paulo et Shanghai. Actuellement, il est membre du conseil d’administration de Bucher
Industries SA et du conseil consultatif pour la région de Zurich de la Banque nationale
suisse. Il occupe également le poste de président du conseil consultatif de la ZHAW
School of Management & Law.

Par la méme occasion, Martin Hirzel hérite du poste de Hans Hess en tant que vice-
président d'Economiesuisse. Il a été élu a 'unanimité par I'assemblée générale et
représente donc sa branche d'activité au sein de la présidence de la plus grande
organisation faftiére de I'économie suisse. °
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